
den gegebenen Bedingungen ist die Hauptrichtung bei 
der Entwicklung der sozialistischen Staatlichkeit die 
allseitige Entwicklung der Demokratie, die Teilnahme 
aller Bürger an der Leitung des wirtschaftlichen und 
kulturellen Aufbaus und bei der Verwaltung der ge­
sellschaftlichen Angelegenheiten.

Die Beschlüsse des Parteitags gehen von den Hin­
weisen W. I. Lenins über die Einbeziehung aller Bür­
ger in die Teilnahme an der Diskussion von Gesetzen 
des Staates und an ihrer Umsetzung in das Leben aus.

In die Zuständigkeit der gesellschaftlichen Organi­
sationen müssen immer mehr auch die Fragen der 
Gewährleistung der öffentlichen Ordnung und der 
Regeln des sozialistischen Zusammenlebens übergehen. 
In der Verordnung des Zentralkomitees der KPdSU 
und des Ministerrats der UdSSR vom 2. März dieses 
Jahres „Über die Teilnahme der Werktätigen bei der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung“ wird ge­
sagt, daß in der jetzigen Zeit angesichts des wachsen­
den Bewußtseins und der politischen Aktivität der 
Werktätigen sowie der weiteren Entwicklung der 
sowjetischen Demokratie der Kampf gegen amorali­
sche, gesellschaftsfeindliche Handlungen nicht nur 
durch die Verwaltungsorgane geführt werden muß, 
sondern hauptsächlich im Wege der breiten Heran­
ziehung der Werktätigen und gesellschaftlichen Orga­
nisationen bei der Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung im Lande.

Aus diesen Hinweisen der Partei und Regierung 
müssen die Gerichtsorgane bestimmte praktische 
Schlußfolgerungen ziehen. Jetzt, da die erzieherische 
Seite, die Prophylaxe, die Vorbeugung von Verbrechen 
und anderen Rechtsverletzungen in den Vordergrund 
tritt, muß die erzieherische Tätigkeit des Gerichts un­
ermeßlich wachsen, muß unsere Tätigkeit bei der Vor­
beugung von Verbrechen verstärkt werden.

Indem der Kampf gegen bösartige Verletzer der 
sowjetischen Rechtsordnung, gegen Mörder, Räuber, 
bösartige Rowdys, bestechliche Elemente, Diebe von 
sozialistischem Eigentum nicht schwächer, sondern im 
Gegenteil verstärkt wird, müssen die Gerichtsorgane 
zugleich solche Personen aufmerksamer und fein­
fühliger behandeln, die zufällig eine Rechtsverletzung, 
eine von geringer Gesellschaftsgefährlichkeit, begangen 
haben. Die Gerichte wenden manchmal Strafmaßnah­
men in solchen Fällen an, in denen man sich auf 
Maßnahmen der gesellschaftlichen Einwirkung hätte 
beschränken können.

Bekanntlich gilt es jetzt, die Funktionen der gesell­
schaftlichen Gerichte zu erweitern1. Diese werden nicht 
nur Verletzungen der Arbeitsdisziplin, sondern auch 
alltägliche Verletzungen, solche moralischen Charak­
ters behandeln. Auf diese Art und Weise werden viele 
Sachen, die heute noch vor dem Volksgericht verhan­
delt werden, dem gesellschaftlichen Gericht übergeben.

Im Entwurf eines Strafgesetzbuchs der RSFSR ist 
bei einer Reihe von Verbrechenstatbeständen, die 
keine große Gesellschaftsgefährlichkeit besitzen, vor­
gesehen, daß sich der Täter wegen dieser Delikte erst 
dann vor dem Gericht verantworten muß, wenn Maß­
nahmen der gesellschaftlichen Erziehung bei ihm zu 
keinem Erfolg führten. Zu diesen Tatbeständen ge­
hören Verleumdung, Beleidigung, leichte Körperver­
letzung, geringfügiges Rowdytum und einige andere. 
Die Praxis zeigt, daß die gesellschaftliche Einwirkung 
oft wirksamer ist als Zwangsmaßnahmen des Gerichts.

Es ist bekannt, daß Fehler des Gerichts in Straf­
sachen in der Regel das Resultat von Fehlern und

l Der Begriff „towarisChtsCheskij sud“ wird im folgenden 
stets mit „gesellschaftliches Gericht“ übersetzt. Die in an­
deren Veröffentlichungen verwendeten Übersetzungen „Kame­
radschaftsgericht“, „gesellschaftliches Schiedsgericht“ u. ä. 
drücken inhaltlich dasselbe aus. — D. Red.

Schwächen der Ermittlung sind. Gewöhnlich werden 
einzelne Fehler der Ermittlung im Laufe der Ver­
handlung der Strafsache oder im Rechtsmittelverfah­
ren beseitigt. Besondere Bedeutung bei der Beseiti­
gung dieser Fehler hat das Stadium der Übergabe des 
Beschuldigten an das Gericht2. Die Tatsache, daß jetzt 
über die Übergabe an das Gericht vom Richter allein 
entschieden wird, legt diesem eine besondere Verant­
wortung auf. Die Richter müssen an die Ermittlungs­
organe bezüglich der Vollständigkeit und der Ein­
haltung der Gesetzlichkeit bei der Voruntersuchung 
hohe Anforderungen stellen. Bei Zweifeln gegenüber 
dem Ergebnis der Ermittlungen ist es zweckmäßig, 
die Sache der vorbereitenden Sitzung zu übertragen; 
dort ist die Möglichkeit gegeben, das vorhandene 
Material allseitig zu besprechen und darüber zu ent­
scheiden, ob die Übergabe des Beschuldigten an das 
Gericht angeordnet, die Sache zur Nachermittlung 
zurückgegeben oder das Verfahren eingestellt werden 
soll. Die Vorsitzenden der Gebiets- und Bezirksgerichte 
sowie der Obersten Gerichte der Autonomen Sowjet­
republiken müssen der Arbeit der Volkrichter und 
den vorbereitenden Sitzungen ernste Aufmerksamkeit 
widmen, damit Fehler der Ermittlung schon in die­
sem Stadium beseitigt werden.

Der sowjetische Richter muß schon aus seiner Stel­
lung heraus gegenüber solchen Personen aufmerksam 
und feinfühlig sein, die zufällig einen Fehler in ihrem 
Verhalten begangen haben. Er muß alle Maßnahmen 
treffen, um denjenigen, der die Verhaltensregeln ver­
letzt hat, zu bessern und zu einem aktiven Erbauer 
der kommunistischen Gesellschaft zu erziehen.

Große Bedeutung bei der Umerziehung von Men­
schen, die sich dieser oder jener Rechtsverletzung 
schuldig gemacht haben, hat in den geeigneten Fällen 
die Anwendung der bedingten Verurteilung und die 
Auflage an das Kollektiv, in dem der Verurteilte ar­
beitet, Verpflichtungen zu dessen Umerziehung zu 
übernehmen.

Es ist bekannt, daß die „Grundlagen für die Straf­
gesetzgebung der UdSSR und der Unionsrepubliken“ 
vorsehen, daß das Gericht — indem es die Tatum­
stände, die Person des Beschuldigten, aber auch An­
träge von gesellschaftlichen Organisationen oder vom 
Kollektiv der Arbeiter, der Angestellten, der Mitglie­
der der Kolchose am Arbeitsplatz des Beschuldigten 
berücksichtigt — bei der Verkündung des Urteils über 
die bedingte Verurteilung hinaus diese Organisationen 
oder das Kollektiv verpflichten kann, den bedingt 
Verurteilten umzuerziehen und zu bessern.

Die Gerichte beginnen schon, von diesem Recht Ge­
brauch zu machen. Zum Beispiel war der Jugendliche 
D. von einem Volkgericht des Moskauer Gebiets 
wegen Diebstahls von persönlichem Eigentum zu drei 
Jahren Freiheitsentzug verurteilt worden. Das Kollek­
tiv der Mittelschule wandte sich an das Moskauer Ge­
bietsgericht, das die Sache im Rechtsmittelverfahren 
verhandelte, mit der Bitte, gegenüber D. die bedingte 
Verurteilung anzuwenden. In seinem Beschluß hat 
das Moskauer Gebietsgericht unter Anwendung des 
Artikels 53 StGB der RSFSR dem Kollektiv der Päd­
agogen und dem Eltern- und Schülerkollektiv der 
Schule die Verpflichtung auferlegt, den D. umzuerzie­
hen und zu bessern.

Außerordentlich wichtig ist es hierbei, eine syste­
matische Beobachtung des Verhaltens des bedingt 
Verurteilten in der Arbeit und im Alltag festzulegen. 
Der Richter ist verpflichtet, sich ständig dafür zu

2 Dieses Stadium entspricht der Eröffnung des Bauptverfah- 
rens in unserem Strafprozeß. Zum prozessualen Wesen der 
Übergabe an das Gericht und zum Verfahren der Behandlung 
der Sache in der vorbereitenden Sitzung vgl. Tschelzow, Der 
sowjetische Strafprozeß, Berlin 1958, S. 396 ff.; vgl. ferner 
Art. 36 der Grundlagen des Strafverfahrens der UdSSR und 
der Unionsrepubliken, RID 1959, Nr. 2, Sp. 88 ff. - D. Rad.

398


